Wiedervereinigung:

Trotz Entspannung und GV halten beide deutsche Staaten an ihren deutschandpolitischen Konzeptionen fest.

BRD: betont nach wie vor die Einheit der Nation und das daraus resultierede Ziel der Wiedervereinigung. Stützt sich damit auf breite Rechtsgrundlage: Präambel, Fortbestehen Deutschlands als Völkerrechtssubjekt, provisorische Bestimmungen des Potsdamer Abkommmes bezüglich der deutschen Ostgebiete, die Präambel des Grundlagenvertrags betrachtet die BRD als Offenhalten der deutschen Frage; für Berlin und Deutschland als Ganzes gelten nach wie vor die alliierten Vorbehalte.Urteile des Bundesverfassungsgerichts als der höchstee alle politischen Institutionen bindenden verfassungsrechtlichen Instanz. 

DDR. Merhfacher Wechsel des staatsrechtlichen Selbstverständnisses. Zunächst: Zusammengehörigkeit aller Deutschen und deswegen Wiedervereinigung. Seit Mitte der fünfziger Jahre: Zwei-Staaten-These jedoch Einheit der Nation auf sozialistischer Grundlage. Seit Ende der sechziger Jahre 2 Staaten 2 Nationen These aufgrund der unversöhnlichen Widersprüche. 

Sicht des Auslands: Bis Ende der fünfziger Jahre unterstützt das westliche Ausland die Bonner Deutschlandpolitik: Danach entwickelt sich das Deutschlandproblem mehr und mehr zum Störfaktor der beginnenden Entspannung. SU und Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts vertraten die Deutschlandpolitik der SED. Gorbatschow: Existenz zweier deutscher Staaten historisch geschaffene Wirkichkeit.

Die Revolution in der DDR

Auslösende Faktoren:

Seit Mitte der 80er Jahre gewinnt Opposition an Stärke.Gründe:

- Die SED war alleinige Inhaberin der Macht;

- Die Diskrepanz zwischen pseudodemokratischer Fassade und machtpolitischer Realität wird immmer deutlicher.

- die Bloclparteien fungieren als Handlanger der SED.

- die verfassungsrechtlich garantierten Grund- und Menschenrechte konnten nur in dem von der SED vorgegebenen Rahmen

  verwirklicht werden.

- die rigorose und of brutale Ausschaltung politischer Gegner und Wilkür der Staatsorgane erzeugten eine Atmosphäre

  von Unsicherheit, Angst und Haß.

GG: Die Entwicklung der DDR zu einer Zweiklassengesellschaft (Funktionäre - Normalbürger)

- die unübersehbare Diskrepanz zwischen  verfassungsrechtlicher Theorie und gesellschaftspolitischer Praxis erschütterte

die Glaubwürdigkeit der SED

- andere Bezugssysteme

WG: Niedriger Lebensstandard und schlechte Versorgungslage aufgrund schwerfälliger   Planwirtschaft

- schlechte Wohnverhältnisse

- unverhältnismäßig teure Luxusgüter;

- unterschiedliches Warenangebot für DDR-Bürger und Ausländer.

Die Revolution:

Im Vorfeld der Geburtstagsfeier kommt es zu einer Fluchtwelle, sowie zu ersten Protesten in Leipzig, Magdeburg und Dresden. Vom Staatsicherheitsdienst brutal niedergeschlagen.  Hundertausende gehen auf die Straße die SED entscließt sich zum Dialog mit dem Volk, dessen Forderungen umfassender wurden. 18.Oktober tritt die SED die Flucht nach vorne an. Staats-und Parteichef Honecker wird entmachtet und zum Sündenbock erklärt. Sein Nachfolger

Krenz versucht nur die politische Initiative für die SED wiederzugewinnen. Nach weiteren Massendemonstrationen und erneuter Ausreisewelle öffnet die Führung der DDR am 9. November 89 die Grenzen. Bevölckerung ist damit jedoch nicht mehr zu beruhigen. Auf Druck der oppositionellen Gruppen und derMassen strich die Volkskammer die führende Rolle der SED aus der Verfassung.

Äußere Aspekte der Vereinigung:

Die allierten Vorbehaltsrechte galten auch noch im Jahre 1990. Deshalb war Wiedervereinigung abhängig von Zu-stimmung der Siegermächte. Folgende rechtliche Vereinbarungen waren in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen: - Das Fortbestehen Deutschlans als Völkerrechtssubjekt mach 1945

- der Deutschlandvertrag von 52 bzw. 55 in dem sich die Allierten Vorbehaltsrechte im Hinblick auf die inter  nationale Lage sicherten.

- entspreche Rechte die sich auch die SU  gegeüber der DDR 54 und 55 vorbehielt. Die entscheidende Bedeutung kam der Haltung der SU zu, da die Vereinigung Deutschlands die Entlassund des Bündispartners DDR aus dem sowjetischen Machtbereich und somit eine tiefgreifende Änderung der bisherigen Deutschland-

politik bedeutete.Dies lag an der Rasanz der Ereigisse in der DDR und der inneren Probleme der SU.

Die 2+4 - Verhandlungen

Nachdem  auf dem ersten Treffen in Bonn(5.5.90) noch keine Einigung erzielt werden konnnte erreichten Genscher  und Schewardnadse in einer Reihe von Gesprächen eine Annäherun der Standpunke. Der Durchbruch wurde Mitte des Jahres durch deutsch-sowjetische Gespräche erreicht. G. stimme gegeüber K. und Genscher der Einheit

Deutschlands, der Aufgabe der Viermächteverantwortlichkeit  und der freien Bündniswahl des vereinten Deutschland zu. Beim dritten Treffen in Paris einigten sich die Außenminister auf die endgültige Regelung der Oder-Neiße-Grenze.  Auf dem vierten und letzen Treffen in Moskau wurde der Vertrag über die abschließ-

ende Regelung in bezug auf Deutschland feierlich unterzeichnet. Bedeutung: Eines der wichtigsten Dokumente der Nachkriegszeit, Er ersetzt vierheinhalh Jahrzente nach kriegsende den Friedensvertrag, er beendet die Teilung Deutschlands und Berlins, er führt zu einer weiteren Entspannung zwischnen Ost und West, beschleunigt die Einigung Europas.

Die inneren Aspekte der Vereinigung:

Im November wählt die Volkskammer Modrow zum Präsidenten. Er verschleiert die Situation, lehnt Vereinigung ab.Volk fordert immer vehementer Vereinigung. -> Modrow und der Runde Tisch an dem Vertreter der oppositionellen Gruppen und der Regierung saßen auf Volkskammerwahlen. CDU gewinnt diese Wahl mit ihrem Programm einer möglichst schnellen Vereinigung. SPD verliert mit der Bevorzugung eines langsameren Beitritts.  Zwei Monate später wird der Staatsvertrag unterzeichnet der die Teilung vor allem auf wirtschaftlichen Gebiet weitgehend aufhob. Es folgte am 31. August der umfangreiche Einigungsvertrag der die rechtliche Grundlage für die Einheit Deutschlands auf deutsch-deutscher Ebene darstellte. Seine wichtigsten Bestimmungen waren der Beitritt DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes, und die Vereinigung Berlins zu einem Bundesland, sowie die Übertragung des bundesrepublikanischen Rechts auf die DDR.

Diese beiden Verträge beendeten die mehr als vierzijährige Teilung Deutschlands und brachten so auch den euro-

päischen Einigungsprozeß voran.

